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Die Sozialwirtschaft trägt die Hauptverantwortung für Bildung, Pflege, Teilhabe und soziale Unter-
stützung – Bereiche, die der Staat im Sinne des Subsidiaritätsprinzips bewusst ausgelagert hat. Doch 
während Anforderungen, Bürokratie und Qualitätsansprüche sukzessive steigen, bleibt die Finanzie-
rung seit Jahrzehnten unzureichend. Die aktuelle Krisensituation: strukturelle Unterfinanzierung, 
Fachkräftemangel, Insolvenzen und wachsende Versorgungslücken für Menschen mit Assistenzbe-
darf. Die Politik hat die notwendigen Leistungen bestellt – aber sie zahlt die Rechnungen nicht.  
Bereits im vergangenen Jahr wurden diese Missstände klar benannt und konkrete Handlungs- 
empfehlungen vorgelegt. Eine spürbare Umsetzung ist bisher jedoch nicht erfolgt.  
 
Im Gegenteil: wie kürzlich bekannt wurde, tagt seit Monaten eine Arbeitsgruppe aus Vertreter:innen 
des Bundes, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände hinter verschlossenen Türen um  wei-
tere drastische Leistungseinschränkungen zu verhandeln. 
Dabei  ist es doch dringend Zeit für ein klares, verlässliches Bekenntnis zu einem handlungsfähigen 
Sozialstaat. 
 
Der Staat entzieht sich seiner Mitverantwortung 
Die Sozialwirtschaft erbringt im Auftrag des Staates Leistungen in Bildung, Pflege und Teilhabe, ohne 
dass der Staat die dafür notwendigen Mittel bereitstellt. Das führt zu systematischer Unterfinanzie-
rung und gefährdet die Stabilität sozialer Infrastruktur. Bereits mit Leistungsträgern abgestimmte  
Bedarfe in der Eingliederungshilfe werden in Entgeltverhandlungen erneut hinterfragt oder im  
großen Stil abgelehnt; Bedingungen für einzelne Leistungen ohne vorherige Kommunikation und  
Abstimmung verändert. Notwendige Investitionskosten – etwa für brandschutztechnische Ertüchti-
gungen oder grundlegende Infrastruktur – werden weiterhin nicht refinanziert. Diese Praxis unter-
gräbt das Vertrauen in partnerschaftliche Zusammenarbeit und gefährdet die Versorgungssicherheit. 
 
Fachkräftemangel wird politisch verschärft 
Die generalisierte Pflegeausbildung, unzureichende Refinanzierung von Personal und die Abwande-
rung in Krankenhäuser verschärfen den Personalmangel in ambulanter und stationärer Pflege. 
Gleichzeitig fehlen Anreize und Ausbildungskapazitäten. Die fehlende Refinanzierung notwendiger 
Investitionskosten verschärft die Lage zusätzlich – Dienste arbeiten wirtschaftlich am Limit, anstatt 
Fachkräfte zu binden und gute Arbeitsbedingungen zu schaffen. 
 
Finanzierungssysteme sind realitätsfern 
Tarife, Qualitätsvorgaben und gesetzliche Standards steigen – die Refinanzierung bleibt aus.  
Investitionskosten, Ausbildungsumlagen und Zusatzpflichten werden nicht anerkannt, was zu  
struktureller Schieflage führt. Für die Investitionskosten ambulanter Pflege stellt die Landesregierung 
lt. Aussage von Herrn Minister Laumann zwar mehr Mittel zur Verfügung, was aber in der steigenden 
Anzahl pflegebedürftiger Menschen durch den demografischen Wandel und die Änderung des  
„Pflegebedürftigkeitsbegriffs“ begründet ist. Pro Pflegestunde ist die Förderung seit 30 Jahren  
unverändert, wodurch bspw. Wertverluste durch Inflation usw. unberücksichtigt bleiben. Unter dem 
Strich bleibt die Situation prekär. Die jüngsten Pläne zur Reform der Kranken- und Pflegeversicherung 
der Bundesregierung werden sich für die Pflege verheerend auswirken. Denn einerseits sollen die 
Träger weiterhin nach Tarifvertrag das Entgelt der Mitarbeiter zahlen, andererseits sollen sich die 
Ausgaben der Gesetzlichen Krankenversicherung nur noch im Rahmen deren Grundlohnsummenent-
wicklung erhöhen - in den letzten Jahren zwischen null und zwei Prozent. Es fehlt an Ehrlichkeit und 
fachlicher Sachkenntnis in der politischen Auseinandersetzung. Erforderlich ist eine unabhängige, 
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sachkundige Überprüfung der Finanzierungs- und Kontrollpraxis durch staatlich eingesetzte, aber un-
abhängig arbeitende Überwachungsgremien. 
 
Gerichtsurteile werden ignoriert – Risiko bleibt bei den Trägern 
Obwohl das Bundessozialgericht einen Risikozuschlag von 5 % bestätigt hat, wird dieser in der Praxis 
nicht anerkannt. Einrichtungen müssen Personalengpässe und Kostensteigerungen selbst schultern 
oder schließen – auf Kosten von Qualität und Teilhabe. Diese Praxis widerspricht dem Grundgedan-
ken partnerschaftlicher Finanzierung und gefährdet dauerhaft die Stabilität sozialer Infrastruktur. 
 
 
Überregulierung und Bürokratie lähmen Innovation und Versorgung 
Gesetzliche Vorgaben des BTHG, SGB IX, XI, XII, KiBiz u.v.m. und insbesondere die jeweiligen Ausfüh-
rungsbestimmungen hierzu erzeugen einen teuren Verwaltungsapparat, der Ressourcen bei nur  
wenig Erkenntnisgewinn bindet, anstatt diese in Menschen und Leistung zu investieren. Immer mehr 
LVR-Angebote verschwinden, Wunsch- und Wahlrechte von Menschen mit Assistenzbedarf werden 
eingeschränkt. Kommunen müssen einspringen – teurer, ineffizienter und weniger menschlich.  
Die Erosion der sozialen Infrastruktur gefährdet das Vertrauen in die demokratische Handlungs- 
fähigkeit des Staates. 
 
Der bisherige Weg hat zu enorm aufwändigen Antragsverfahren geführt, die die individuelle Situation 
des Einzelnen dennoch nicht ausreichend abbilden und: 
 
1. zu dem erkennbaren Bedürfnis führen, mehr Papier und stets neue Prüfthemen zu generieren 

2. zu Berichtspflichten und Verwendungsnachweisen führen, die aufgrund der Fülle kaum noch  
gelesen werden, deren Fehlen aber dennoch angemahnt wird 

3. zu einem unverhältnismäßig aufwändigen Bedarfserhebungsinstrument (BEI_NRW) geführt ha-
ben, das ursprünglich als gemeinsames Instrument beider Landschaftsverbände gedacht war,  
aber völlig unterschiedlich weiterentwickelt wurde 

4. zu einem enormen Aufbau des Verwaltungsapparates bei den Landschaftsverbänden geführt  
haben. Studien belegen, dass die Kosten dieser Bürokratie seit Einführung des BTHGs bundesweit 
annähernd verdreifacht wurden 

5. zu einem Zwang für die Leistungserbringer geführt haben, teilweise doppelte und nur selten  
zielführende bürokratische Zusatzaufgaben zu erledigen, die nicht auskömmlich refinanziert  
werden 

6. zu langen Bearbeitungszeiten und Verzögerungen bei der Genehmigung dringend benötigter  
Hilfsmittel und Dienstleistungen geführt haben, die bei den Leistungserbringern mittlerweile  
existenzbedrohende Ausmaße annehmen. 

 
Eine dem bürokratischen Aufwand entsprechende Verbesserung der Betreuungssituation vor Ort ist 
kaum erkennbar. Die finanziellen Mittel wurden in das bürokratische System und nicht in die Men-
schen investiert. 
 
Niemand kann sich selbst begrenzen! 
Deshalb ist es Aufgabe der Politik, Bürokratie neu zu denken, zu strukturieren und dabei allein den 
Nutzen der Vorschriften für die betroffenen Menschen in den Fokus zu stellen. Bürokratieabbau darf 
nicht den hierfür zuständigen Behörden überlassen werden. 
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Unsere Handlungsempfehlungen 
 
• Klare, verbindliche Zusage zur auskömmlichen und dynamischen Finanzierung sozialer  

Dienstleistungen. 
 

• Gesetzliche Sicherung der Investitionskostenförderung, einschließlich baulicher und brandschutz-
technischer Maßnahmen. 
 

• Verlässliche Anerkennung abgestimmter Bedarfe in Entgeltverhandlungen. 
 

• Transparente Abstimmung bei Änderungen von Leistungsbedingungen  
(z. B. im Modul Hintergrunddienst). 
 

• Klare Personalvorgaben im Sinne von Positiv-Listen, ohne weiteres Prüfgeschehen  
(Verantwortung liegt beim Leistungserbringer) 
 

• Vereinfachung der Förder- und Abrechnungsverfahren 
 

• Ausbau der Ausbildungskapazitäten und gezielte Fachkräftebindung. 
 

• Verbindliche Umsetzung der Rechtsprechung zur Risikokostenanerkennung. 
 

• Ein gemeinsamer Bund-Länder-Kommunen-Finanzierungspakt zur langfristigen Sicherung der  
sozialen Infrastruktur 

 
Auflösung von Interessenskonflikten 

Die Landschaftsverbände bewilligen Leistungen, deren Bedarf und im Anschluss deren Qualität in 
der Leistungserbringung sie prüfen. Dies birgt Interessenskonflikte, die sich in der Durchführung 
aufwändigster Prüfungsverfahren niederschlagen. Stattdessen: 
 
o Der Landschaftsverband erteilt Betriebserlaubnisse und steuert die grundsätzliche Bedarfspla-

nung von Dienstleistungen 

o Die qualitative und quantitative Bedarfsermittlung der Leistungsberechtigten erfolgt durch 
eine von den Landschaftsverbänden unabhängige Organisation, gegebenenfalls die MDe 

o Kontrollen werden, wie schon jetzt, ebenfalls von Kontrollinstanzen vor Ort (WTG-Behörde, 
Gesundheitsamt, MDe) übernommen, inkl. der Einhaltung der Leistungsvereinbarungen  
(Abschaffung der doppelten Prüfungssituationen) 

o Die prüfende Behörde stellt allen anderen Behörden das ausführliche Prüfergebnis zur  
Verfügung 

o Verlässliche Anerkennung abgestimmter Bedarfe in Entgeltverhandlungen:  
 

Zusammenlegung der Landschaftsverbände 
Das Land NRW leistet sich zwei Landschaftsverbände mit identischen Aufgaben, aber deutlich  
unterschiedlichen Vorgaben. Die Zusammenführung zu einer Behörde mit Abspaltung der  
Bedarfserhebung und der Kontrolle würde zu einer deutlichen Kostenersparnis führen:  
EIN Landschaftsverband, EIN Standard, gestützt durch digitalisierte und KI-unterstützte Prozesse 
mit dem Ziel, Bürokratie, die nicht in Menschen investiert, abzubauen. 

 
Fazit: Der Sozialstaat steht an einem Wendepunkt 
Unser Ziel und unsere Forderung ist es, dass durch Leistungs- und Vergütungsverhandlungen die 
prospektive Unterstützung der Menschen mit Unterstützungsbedarfen und die wirtschaftliche  
Sicherheit der Leistungserbringer wieder sichergestellt werden.  
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Die Sozialwirtschaft steht bereit, Verantwortung zu übernehmen.  
Sie braucht dafür jedoch verlässliche politische Rahmenbedingungen, auskömmliche Finanzierung 
und partnerschaftliche Zusammenarbeit. Wir wollen damit den gesetzlichen Anspruch auf Unterstüt-
zung und Assistenz gewährleisten. Die Folgekosten der angedachten Angebotsstreichungen müssen 
transparent gemacht und im Auge behalten werden. Für einen Bürokratieabbau, der das System leis-
tungsfähig macht, steht der Unternehmerverband jederzeit zur Verfügung.  
 
Es geht nicht um eine pauschale Forderung nach mehr Geld im System, es geht um die zwingende 
Notwendigkeit, schlanke Behörden ohne Interessenskonflikte zu schaffen und eine Bedarfsanerken-
nung unabhängig von der Kassenlage zu gewährleisten.  
Das gemeinsame Ziel muss eine sinnvolle Begrenzung der Ausgaben sein – allerdings nicht auf dem 
Rücken der Betroffenen und Anbieter. Leistung muss wieder da ankommen, wo sie hingehört,  
und nicht in der bürokratischen Selbstverwaltung verschwinden.  
Nur so kann der Sozialstaat seine Handlungsfähigkeit und Glaubwürdigkeit bewahren. 


